
W illen  der den  F rieden gefährdenden F lugblattverbreitung  gehabt. Der 
A ngeklagte ist deshalb wegen V erbreitung friedensgefährdender Ge­
rüchte nach Abschn. 2 Art. I ll A III der Dir, 38 und ferner w egen ver­
botenen Sprengstoffbesitzes gemäß Kontr. Befehl Nr. 2 zu bestrafen. 
Bezgl. der von der V erteidigung in der H auptverhandlung aufgew orfenen 
Frage der Berücksichtigung der Teilnahmeform des A ngeklagten bei der 
V erbreitung der Flugblätter ste llt das Gericht fest, daß nach ständiger 
Rechtsprechung bei V ergehen gegen die Dir. 38 nicht die Bestimmungen 
der §§47  ff. des StGB A nw endung finden. Alle Formen der Verbreitung 
friedensstörender Gerüchte sind bezgl. der Erfüllung des objektiven 
Tatbestandes gleichwertig. Der verschiedene Tatanteil kann lediglich 
bei der Strafzumessung berücksichtigt werden. Deshalb ist es bezgl, der 
V erwirklichung des objektiven Tatbestandes gleich, ob der Angeklagte, 
w ie im vorliegenden Falle, lediglich als A ufpasser an der Tat teilgenom ­
men hat.
Beide H andlungen des A ngeklagten stehen nach anerkannter Recht­
sprechung in keinem konkurrierenden V erhältnis zueinander. Bei dem 
V erbreiten  der Flugblätter handelt es sich um einen politischen A ktiv is­
mus und Neofaschismus im Sinne des Art. Ill A III der Dir. 38, w ährend 
der verbotene Besitz von Sprengstoff auf einer ganz anderen Ebene liegt. 
H ier hat der A ngeklagte gegen eine vom A lliierten K ontrollrat erlassene 
Bestimmung verstoßen, die sich gegen den Besitz und V erw endung von 
W affen und M unition wendet, wobei sich dieser Befehl sowohl gegen 
das krim inelle als auch gegen das politische Verbrechertum  richtet.

Es kommt aber dabei hinzu, daß der A ngeklagte mit der Verw endung 
des Sprengstoffes in den Raketen zum Zwecke der H etzblattverbreitung 
eine besondere gesellschaftliche G efährlichkeit bew iesen hat und so der 
Sprengstoff in seinem  Besitz ein schlimmeres V ergehen als der Besitz 
von W affen in der Hand eines krim inellen V erbrechers darstellt. Bei 
einer solchen H andlungsw eise des A ngeklagten und seiner A uftraggeber 
ist es nur ein kurzer Schritt von der V erw endung von Sprengstoff zum 
Abschuß von mit kriegshetzerischen Flugblättern gefüllten R aketen bis 
zur Sprengung von Brücken im Kriegsfälle. Dies alles m ußte sich auch 
auf das Strafmaß ausw irken. Es kann also nach diesen Erwägungen die 
V erw endung von Sprengstoff in R aketen nicht nur — w ie sich die V er­
teidigung einläßt — als ein technisches H ilfsm ittel zur F lugblattverbrei­
tung angesehen werden.

Bezgl. der F lugblattverbreitung hat das Gericht strafschärfend bedacht, 
daß der A ngeklagte hier bereits durch seine Teilnahm e an dem Abschuß 
der einen R akete eine bedeutende Friedensgefährdung durchgeführt hat, 
da eine Rakete ungefähr 250 Flugblätter enthält und so eine Bewußt­
seinsbeeinflussung bei einem größeren Personenkreis entsprechender 
V oraussetzung möglich ist. Strafschärfend hat das Gericht auch berück­
sichtigt, daß der A ngeklagte, der auf Kosten der dem okratischen Landes­
regierung Brandenburg dem Ingenieurstudium  nachgehen konnte, trotz 
Kenntnis von der friedlichen und fortschrittlichen Entwicklung in der 
DDR, gegen die Einrichtungen und V erhältnisse der DDR durch Ver-

12


